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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Privatrecht

Eine 2008 eingereichte und 2011 angenommene parlamentarische Initiative Lüscher
(fdp, GE) betreffend die Kompetenz-Kompetenz ausländischer Schiedsgerichte gab
den Anstoss zu Diskussionen über weitere Anpassungen des Bundesgesetzes über das
internationale Privatrecht (IPRG) in diesem Bereich, welche schliesslich 2012 in die
Lancierung einer Motion der Rechtskommission des Nationalrates mündeten. Diese
fordert eine Anpassung des zwanzigjährigen Gesetzes, um die Attraktivität der Schweiz
als Sitz von Schiedsgerichten zu erhalten. Dabei ist insbesondere das Verhältnis
zwischen staatlichen Gerichten und internationalen Schiedsgerichten zu klären. Der
Nationalrat entschied sich in der Sommersession für eine Fristverlängerung für die
Umsetzung der Initiative und nahm gleichzeitig die Kommissionsmotion an. Diese wurde
im Ständerat in der Folgesession ebenfalls angenommen. 1

MOTION
DATUM: 27.09.2012
NADJA ACKERMANN

Grundrechte

Mit der Überweisung einer Motion Lustenberger (cvp, LU) beauftragten die
eidgenössischen Räte im Dezember 2015 den Bundesrat, sich auf allen relevanten
Ebenen, insbesondere beim Europarat, vermehrt für die Einhaltung und Durchsetzung
des Subsidiaritätsprinzips und die stärkere Berücksichtigung der nationalen
Rechtsordnungen am EGMR einzusetzen. Sowohl im Nationalrat als auch im Ständerat
wurde der Vorstoss ohne Gegenstimme angenommen. 2

MOTION
DATUM: 15.12.2015
KARIN FRICK

Aussenpolitik

Aussenpolitik

Les chambres ont doublement manifesté leur soutien au rôle de la Suisse en tant que
place arbitrale attrayante au niveau international. Premièrement, l’initiative
parlementaire Lüscher (plr, GE), à laquelle les chambres avaient donné suite en 2009 et
2010, demandant que le tribunal suisse laisse en premier lieu les arbitres se prononcer
sur leur propre compétence, a bénéficié d’une prolongation de délai de mise en œuvre
suite aux travaux des consultations universitaires et des travaux d’une sous-
commission. Deuxièmement et à cette même fin, les chambres ont transmis une
motion de la Commission des affaires juridiques du Conseil national (CAJ-CN) appelant
le Conseil fédéral à procéder à un examen critique des dispositions de la loi fédérale
sur le droit international privé en tenant compte des autres législations européennes et
de la jurisprudence du Tribunal fédéral. Cet examen doit permettre de renforcer
l’attrait de la Suisse en tant que place arbitrale internationale. 3

MOTION
DATUM: 27.09.2012
EMILIA PASQUIER

Beziehungen zur EU

Im September 2020 forderte Thomas Aeschi (svp, ZG) den Bundesrat mittels einer
Motion dazu auf, das institutionelle Abkommen mit der EU nicht zu unterzeichnen, das
Vorhaben abzuschreiben und die EU darüber zu informieren. Eine inhaltlich identische
Motion wurde zeitgleich von SVP-Ständerat Werner Salzmann (svp, BE; Mo. 20.3993)
eingereicht. Zusammen mit zwei weiteren Motionen der SVP-Fraktion (Mo. 20.3985)
und von Hannes Germann (svp, SH; Mo. 20.3991) lancierte die SVP damit einen
koordinierten Angriff auf das institutionelle Rahmenabkommen. Für Aeschi war das
Abkommen nicht mit den Schweizer Landesinteressen vereinbar. Er führte in seiner
Begründung sieben Punkte auf, an denen er sich störte, und zwar namentlich: die
Übernahme von EU-Recht in zentralen Politikbereichen; die «Unterordnung» des
vorgesehenen Schiedsgerichts unter den EU-Gerichtshof; die Ermächtigung der EU,
verhältnismässige Sanktionen gegenüber der Schweiz erheben zu dürfen; die Zahlung
von «jährlich hunderten von Millionen Franken an die EU»; die «Super-Guillotine»,
welche dazu führe, dass mit der Kündigung des Abkommens nach sechs Monaten alle
bisherigen und zukünftigen EU-Marktzugangsabkommen automatisch dahinfielen,

MOTION
DATUM: 14.09.2020
AMANDO AMMANN
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wobei für die bestehenden fünf Marktzugangsabkommen ein Konsultationsprozess von
drei Monaten zur Lösungsfindung vorgesehen ist; die EU-Beihilferegeln, welche auch
für das Freihandelsabkommen zwischen der Schweiz und der EU gelten würden und
schliesslich das «Vetorecht» der EU gegen Schweizer Volksentscheide in Bereichen, in
denen die EU die alleinige Rechtssetzungskompetenz besitzt. Aeschi verlangte, dass die
Schweiz stattdessen ihre «bewährte Wirtschaftspolitik» fortsetze, bei der man
Beziehungen im gegenseitigen Interesse pflege. Des Weiteren schlug er vor, sich
mithilfe eines Revitalisierungsprogramms gegen allfällige Gegenmassnahmen der EU bei
Ablehnung des Rahmenabkommens zu wappnen. Der Bundesrat hielt sich in seiner
Stellungnahme knapp und verwies auf die Kooperation mit Kantonen und Sozialpartnern
zur Erarbeitung breit abgestützter Lösungen für die zu klärenden Punkte im
Rahmenabkommen. Laut Bundesrat werde man das Abkommen nur unterzeichenn,
wenn für die offenen Punkte zufriedenstellende Lösungen vorlägen. Er beantragte die
Ablehnung der Motion. 4

1) AB NR, 2012, S. 847 f.; AB SR, 2012, S. 921; Pa.Iv. 08.417
2) AB NR, 2015, S. 1271; AB SR, 2015, S. 1305; Kommissionsbericht RK-SR vom 8. Oktober 2015; LZ, NZZ, 16.12.15
3) BO CN, 2012, p. 847s.; BO CE, 2012, p. 921; Iv. Pa. 08.417: BO CN, 2012, p. 847s.; BO CE, 2012, p. 921; APS 2009, p. 30; APS
2010, p.34.
4) Mo. 20.3986; Mo. 20.3993
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